Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Drucksache 13/1217 


27. 04. 95 


Antwort 

der Bundesregierung 
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— Drucksache 13/1106 — 


Internationaie Regeiungen zur Sicherheit der Biotechnologie - 
Das Übereinkommen über die bioiogische Vielfait 


Wissenschaftlichen Publikationen jüngeren Datums ist zu entnehmen, 
daß zunehmend Firmen aus Industrieländern Freisetzungen gentech- 
nisch veränderter Organismen in Ländern (vor allem Afrikas und Süd- 
amerikas) durchführen, in denen häufig entsprechende Regelungen 
und/oder die wissenschaftlichen und administrativen Kontrollkapazitä- 
ten nicht vorhanden sind^). 

Mit der Frage der biologischen Sicherheit befassen sich auf interriatio- 
naler Ebene das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (ÜBV) 
und Kapitel 16 der Agenda 21. Anlaß zu dieser Anfrage besteht ange- 
sichts der bevorstehenden Sitzung der Commission in Sustainable Deve- 
lopment (Beginn 11. April 1995, New York), sowie der bevorstehenden 
Sitzungen der von der 1. Vertragsstaatenkonferenz der ÜBV eingesetz- 
ten Arbeitsgruppen, welche den Gegenstand des Biosafety-Protokolls 
erörtern werden und schließlich auch im Hinblick auf die zweite Ver- 
tragsstaatenkonferenz, die sich mit der Frage eines Biosafety-Protokolls 
befassen wird. 

Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt vom 5. Juni 1992 
verpflichtet jede Vertragspartei dazu, alle verfügbaren Informationen 
über die Nutzung und die von ihr vorgeschriebenen Sicherheitsbestim- 
mungen für den Umgang mit durch Biotechnologie hervorgebrachten 
lebenden modifizierten Organismen (LMO), die nachteilige Auswirkun- 
gen auf die Erhaltung und die Nutzung der biologischen Vielfalt haben 
können, sowie alle verfügbaren Informationen über die möghchen nach- 
teiligen Auswirkungen der einzelnen betroffenen Organismen für die 
Vertragspartei, in die diese Organismen eingebracht werden, selbst zu 
übermitteln oder jede natürhche oder juristische Person zu verpflichten, 
solche Informationen zu übermitteln (Artikel 19 Abs. 4). 

Zudem haben gemäß Artikel 19 Abs. 3 des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt die Vertragsparteien die Notwendigkeit und die 
näheren Einzelheiten eines Protokolls über geeignete Verfahren zu 
prüfen, insbesondere einschließlich einer vorherigen Zustimmung in 
Kenntnis der Sachlage, im Bereich der sicheren Weitergabe, Handha- 
bung und Verwendung der durch Biotechnologie hervorgebrachten 
lebenden modifizierten Organismen, die nachteilige Auswirkungen auf 
die Einhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Vielfalt 
haben können. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 
26. April 1995 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Welche bundesdeutschen Firmen oder Forschungseinrichtungen 
haben in der Vergangenheit nach Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen im Aus- 
land und vor allem in Entwicklungsländern durchgeführt? 

2. Welche bundesdeutschen Firmen oder Forschungseinrichtungen 
führen derzeit nach Erkenntnissen der Bundesregierung Freiset- 
zungen gentechnisch veränderter Organismen im Ausland und vor 
allem in Entwicklungsländern durch? 

3. Welche bundesdeutschen Firmen oder Forschungseinrichtungen 
planen derzeit nach Erkenntnissen der Bundesregierung, Freiset- 
zungen gentechnisch veränderter Organismen im Ausland und vor 
allem in Entwicklungsländern durchzuführen? 

4. Welche transgenen Organismen wurden von deutschen Firmen 
bislang im Ausland freigesetzt oder sollen von ihnen freigesetzt 
werden? 

5. In welchen Ländern wurden transgene Organismen von deutschen 
Unternehmen bislang freigesetzt oder sollen freigesetzt werden? 

6. Wann wurden transgene Organismen von deutschen Unternehmen 
im Ausland freigesetzt oder sollen freigesetzt werden? 

7. Welchem Zweck diente, dient oder soU die Freisetzung gentech- 
nisch veränderter Organismen im Ausland durch bundesdeutsche 
Unternehmen oder Forschungseinrichtungen dienen? 


Freisetzungen gentechnisch veränderter Organismen sind in 
Deutschland und in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
nach dem Gentechnikgesetz bzw. der Richtlinie 90/220/EWG 
über die absichthche Freisetzung genetisch veränderter Organis- 
men in die Umwelt genehmigungspflichtig. Nach dem in der 
Richtlinie 90/220/EWG vorgesehenen Beteiligungsverfahren 
erhält das Robert Koch-Institut als zuständige deutsche Behörde 
Kenntnis über geplante Freisetzungsvorhaben in anderen Mit- 
ghedstaaten der Europäischen Union. Der Informationsaustausch 
zwischen den EU-Mitgliedstaaten zu Freisetzungsvorhaben sieht 
keine Angaben über die Nationalität des Antragstellers vor. Aus 
den übermittelten Angaben läßt sich gegebenfalls schließen, daß 
ausländische Tochterunternehmen von deutschen Unternehmen 
in anderen EU-Mitgliedstaaten die Genehmigung von Freisetzun- 
gen beantragt haben. Es hegen jedoch keine Hinweise vor, daß 
deutsche Firmen direkt in anderen EU-Mitgliedstaaten die 
Genehmigung von Freisetzungen beantragt haben. 

In Nicht-EU-Mitgliedstaaten unterliegen Freisetzungen nicht dem 
Gentechnikgesetz bzw. der Richtlinie 90/220/EWG, sondern dem 
dort geltenden Recht. Von Freisetzungen bundesdeutscher Fir- 
men oder Forschungseinrichtungen in Nicht-EU-Mitgliedstaaten 
hat die Bundesregierung keine Kenntnis. 


8. Wurden bundesdeutsche Behörden in der Vergangenheit über die 
Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen im Ausland 
durch deutsche Unternehmen oder Forschungseinrichtungen von 
den Betreibern informiert? 

9. Erhielten bundesdeutsche Behörden in der Vergangenheit Kennt- 
nis über einzelne Freisetzungen gentechnisch veränderter Organis- 
men im Ausland durch deutsche Unternehmen oder Forschungsein- 
richtrmgen? 

Wenn ja, um welche Organismen und um welche Firmen oder 
Forschungseinrichtungen handelte es sich dabei? 

10. Wurden bundesdeutsche Behörden in einzelnen Fällen über die 
Ausfuhr gentechnisch veränderter Organismen zum Zwecke der 
Freisetzung dieser Organismen im Ausland von den ausführenden 
Firmen oder Forschungseinrichtungen informiert? 
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Auf die Beantwortung der Fragen 1 bis 7 wird verwiesen. Darüber 
hinausgehend ist das nach dem Gentechnikgesetz national 
zuständige Robert Koch-Institut bisher nicht durch deutsche 
Unternehmen oder Forschungseinrichtungen über die Freiset- 
zung gentechnisch veränderter Organismen im Ausland infor- 
miert worden oder hat hierüber Kenntnis erhalten oder ist über die 
Ausfuhr solcher Organismen zum Zwecke der Freisetzung im 
Ausland informiert worden. 


11. Besteht, unabhängig davon, ob in der Vergangenheit Ausfuhren 
von gentechnisch veränderten Organismen stattgefunden haben 
oder den bundesdeutschen Behörden gemeldet wurden, eine Ver- 
pflichtung nach deutschem Recht, die Ausfuhr von gentechnisch 
veränderten Organismen zum Zweck der „experimentellen" Frei- 
setzung in der Europäischen Union oder in Nicht-EU-Mitgliedstaa- 
ten bundesdeutschen Behörden zu melden? 


Eine Verpflichtung nach deutschem Recht, die Ausfuhr von gen- 
technisch veränderten Organismen zum Zwecke der Freisetzung 
in der Europäischen Union und Nicht-EU-Mitgliedstaaten bun- 
desdeutschen Behörden zu melden, besteht nicht. Im übrigen wird 
auf die Beantwortung der Fragen 1 bis 7 verwiesen. 


12. Besteht nach deutschem Recht eine Verpflichtung, die Ausfuhr von 
gentechnisch veränderten Organismen zum Zweck des Inverkehr- 
bringens dieser Organismen in der Europäischen Union oder in 
Nicht-EU-Mitgliedstaaten deutschen Behörden zu melden? 


Eine Verpflichtung nach deutschem Recht, die Ausfuhr von gen- 
technisch veränderten Organismen zum Zwecke des Inverkehr- 
bringens in der Europäischen Union und Nicht-EU-Mitgliedstaa- 
ten bundesdeutschen Behörden zu melden, besteht nicht. Das EU- 
weite Inverkehrbringen gentechnisch veränderter Organismen 
regelt sich vielmehr nach dem Gentechnikgesetz bzw. der Richt- 
linie 90/220/EWG. Das national zuständige Robert Koch-Institut 
wird im Rahmen des nach der Richtlinie 90/220/EWG vorgese- 
hene EU-weiten Verfahrens beteiligt. 


13. Besteht nach deutschem Recht für bundesdeutsche Betreiber eine 
Verpflichtung, die Behörden jenes Landes, in das sie durch Biotech- 
nologie hervorgebrachte lebende modifzierte Organismen (LMO), 
die nachteilige Auswirkungen auf die Erhaltung und nachhaltige 
Nutzung der biologischen Vielfalt haben können, einführen wollen, 
über die in der Bundesrepublik Deutschland vorgeschriebenen 
Sicherheitsbestimmungen für den Umgang mit diesen Organismen 
sowie die mögüchen nachteiligen Auswirkungen der einzelnen 
betroffenen Organismen für das Importland zu informieren? 


Eine solche Verpflichtung besteht nach deutschem Recht nicht. 


14. Welche bundesdeutschen Rechtsbestimmungen regeln nach 
Ansicht der Bundesregierung derzeit Ein- und Ausfuhr von LMO 
aus beziehungsweise in Nicht-EU-Mitgliedstaaten entsprechend 
den Vorgaben des Artikels 19 Abs. 4 des Übereinkommens über die 
biologische Vielfalt? 
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15. Welche Rechtsbestimmungen regeln nach Ansicht der Bundes- 
regierung im Rahmen der Europäischen Union Import und Export 
von LMO zwischen den Mitgliedstaaten entsprechend den Vorga- 
ben des Artikels 19 Abs. 4 des Übereinkommens über die biologi- 
sche Vielfalt? 

Artikel 19 Abs. 4 des Übereinkommens über die biologische 
Vielfalt befaßt sich nicht mit der Regelung des Im- und Exports, 
sondern mit der Übermittlung von sicherheitsrelevanten Informa- 
tionen. 


16. Gedenkt die Bundesregierung rechtliche Regelungen zu schaffen, 
die den Export von durch Biotechnologie hervorgebrachten leben- 
den modifizierten Organismen in Nicht-EU-Mitgliedstaaten ent- 
sprechend den Vorgaben des Artikels 19 Abs. 4 des Übereinkom- 
mens über die biologische Vielfalt regeln? 

17. Wird die Bundesregierung auf Ebene der Europäischen Union 
Regelungen entsprechend den Vorgaben des Artikels 19 Abs. 4 
einfordern? 

18. Stimmt die Bundesregierung mit der herrschenden Auffassung 
überein (vgl. etwa lUCN, A guide to the Convention on Biological 
Diversity, 1994, S. 98), wonach die aus Artikel 19 Abs. 4 des 
Übereinkommens über die biologische Vielfalt resultierenden Ver- 
pflichtungen unabhängig von der Entscheidung über ein Protokoll 
gemäß Artikel 19 Abs. 3 bestehen? 

19. Besteht nach Ansicht der Bundesregierung die Notwendigkeit für 
ein völkerrechtsverbindliches Protokoll zur Regelung der Weiter- 
gabe, Handhabung und Verwendung der durch Biotechnologie 
hervorgebrachten lebenden modifizierten Organismen. 

20. Wird sich die Bundesregierung im Rahmen der durch die 1. Ver- 
tragsstaatenkonferenz zum Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt eingesetzten Arbeitsgruppen für die Ausarbeitung und Ver- 
abschiedung eines Biosafety- Protokolls einsetzen? 


Die Frage der Notwendigkeit und Gestaltung international ver- 
bindlicher Regelungen zur Weitergabe, Handhabung und Ver- 
wendung der durch Biotechnologie hervorgebrachten lebenden 
modifizierten Organismen, wie sie in Artikel 19 Abs. 3 des Über- 
einkommens über die biologische Vielfalt angesprochen werden, 
sowie die Frage der Notwendigkeit des Austausches sicherheits- 
relevanter Informationen, der Gegenstand des Artikels 19 Abs. 4 
des Übereinkommens ist, sind derzeit Gegenstand von Beratun- 
gen der Bundesregierung. Diese beiden Fragen können nicht 
unabhängig voneinander behandelt werden. Die Beratungen sind 
noch nicht abgeschlossen. 


21. Wird sich die Bundesrepublik Deutschland im Rahmen der April- 
Sitzung der Commission on Sustainable Development dafür einset- 
zen, daß Fragen der biotechnologischen Sicherheit einer Regelung 
durch ein Biosafety-ProtokoU im Rahmen des Übereinkommens 
über die biologische Vielfalt zugeführt werden? 


Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die Prüfung der 
Notwendigkeit und gegebenenfalls der näheren Einzelheiten 
eines Protokolls im Rahmen der von der 1. Vertragsstaatenkonfe- 
renz (VSK) des Übereinkommens über die Biologische Vielfalt 
eingerichteten Expertengruppen und der 2. VSK im November 
1995 erfolgen. Eine Behandlung der o. g. Fragen im Rahmen der 
Commission on Sustainable Development wäre zum gegenwärti- 
gen Zeitpunkt verfrüht. 
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